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Romano Prodi Präsident der Europäischen Kommission      Fünf Jahre später: 

Welches waren unsere Ziele, was sind unsere Ergebnisse? 

Europäisches Parlament Brüssel, den 13. Oktober 2004
Meine Damen und Herren, in wenigen Tagen endet ein Weg, den wir fünf Jahre lang gemeinsam gegangen sind. Fünf Jahre, die gekennzeichnet waren durch große politische und institutionelle Veränderungen und durch große Ereignisse in Europa und in der Welt. Ich möchte zu Beginn unseres Zusammentreffens an die Situation der Europäischen Union im Jahre 1999 erinnern. Im institutionellen Bereich gab es viele, die die Reform auf die so genannten “left-overs” von Amsterdam beschränken wollten, indem sie eine institutionelle Agenda vorschlugen, die beschränkt war und sicherlich nicht den neuen Herausforderungen der Union entsprach. Zu einem wirtschaftlich schwierigen Zeitpunkt waren die Ängste, die Zweifel und die Skepsis gegenüber der tatsächlichen Einführung des Euro groß. Genauso groß waren die Unsicherheiten im Hinblick auf den Zeitpunkt der Erweiterung und hinsichtlich der Zahl der Länder, die teilhaben sollten. Viele befürworteten eine Erweiterung, die sich auf höchstens sechs Länder beschränkte. Es gab weder einen festgelegten Zeitplan noch klare Vorschriften, und die Befürchtungen der Presse und der öffentlichen Meinung waren groß. Noch größer waren die Risiken, die auf dem Kontinent wegen der politischen Situation auf dem Balkan lasteten, während eine klare und überzeugende europäische Strategie in dieser Region fehlte. Schließlich befand sich auch die Kommission in einer Krise, von den Ereignissen der Jahre 1998 und 1999 erschüttert. Ihre Glaubwürdigkeit und ihr Ansehen waren auf ein Mindestmaß reduziert, und deshalb war es notwendig, ihr Image zum ersten Mal durch eine ernsthafte und tiefgreifende Reform der Verwaltungsstruktur neu zu gestalten. Meine Damen und Herren, vor diese Situation gestellt, haben wir die Herausforderung angenommen. Gemeinsam mit Ihnen haben wir Europa eine ehrgeizige Agenda vorgeschlagen. Der Kern dieser Agenda, das einigende Element, das unserem Handeln Schwung und Kohärenz verliehen hat, war die Erweiterung. Die Erweiterung Die Einigung Europas mit der Erweiterung der Union um zehn neue Länder, einem klaren Zeitplan für die übrigen Bewerberländer und einer realen Aussicht für sämtliche Länder des westlichen Balkans auf vollständige Integration stellen den größten Beitrag dar, den die Union zur Stabilisierung des Kontinents und seiner Entwicklung zu einer politischen, wirtschaftlichen und kulturellen Einheit zu leisten in der Lage war. Um die Herausforderung der Erweiterung zu bewältigen, mussten wir ein gerechtes Gleichgewicht finden. Wir konnten nicht zu langsam vorangehen und dabei riskieren, den in den Bewerberländern stark ausgeprägten Drang nach Europa zu bremsen. Wir konnten aber auch nicht zu schnell vorangehen, ohne die Zustimmung der Unionsbürger zu erhalten. Deshalb haben wir die laufenden Reformprozesse in Mittel- und Osteuropa nach Kräften begleitet und unterstützt und uns gleichzeitig der Besorgnisse angenommen, die die Menschen in Europa im Hinblick auf die Kosten der Erweiterung, Wanderungsbewegungen, Umweltrisiken, atomare Sicherheit oder Korruption geäußert haben. Die Unterstützung der öffentlichen Meinung in den neuen Mitgliedstaaten übertraf alle Erwartungen, wie auch die Erfolge der verschiedenen Referenden deutlich machten. Wir haben bewiesen, dass Verhandlungen und Dialog, auch wenn sie bisweilen mühselig, zeitaufwändig und kompliziert sind, den einzig demokratischen Weg darstellen, Demokratie und Stabilität zu exportieren. Gleichzeitig setzte das ehrgeizige Ziel einer Erweiterung, die dem Verlangen der Hälfte unseres Kontinents nach Freiheit, Sicherheit und Demokratie entsprach, voraus, dass das Thema der Neufassung unseres institutionellen Gefüges mit dem gleichen Ehrgeiz angegangen wurde. Die institutionelle Reform Hierdurch haben wir, getragen durch eine immer größere Unterstützung, auf eine Reform hingewirkt, die dem Anspruch einer Regierung für ein Europa mit 25 und mehr Mitgliedstaaten entsprach. Diese fünf Jahre waren nahezu ständig durch institutionelle Verhandlungen geprägt: Verwirklichung des Vertrags von Amsterdam, Konferenz von Nizza, erstes Nein Irlands zum neuen Vertrag, Europäischer Konvent, Verfassungsvertrag. Dank der vereinten Bemühungen von Parlament und Kommission hat sich das Verfahren des Konvents schließlich als Realität herausgestellt, die Europa demokratischer und transparenter macht. Die Skepsis gegenüber diesem Vorschlag, den ich seit der Nacht von Nizza verteidigt habe, war sehr groß. Aber in dieser Zeit haben wir uns auf zwei Visionen von Europa konzentriert. Ein starkes, politisches Europa, das den globalen Herausforderungen, vor denen wir stehen, entspricht, und ein anderes, schwaches Europa, ausgerichtet auf einen einfachen Raum des Wohlstands, der Stabilität und der Verordnungen, aber nicht auf ein wirklich politisches Gebilde. Im Übrigen hat sich Europa gegenüber den 80er und 90er Jahren stark verändert, und ebenso haben sich auch die Einstellungen und Politiken der verschiedenen Regierungen gegenüber Europa geändert. Wenn es in diesen Jahren zu Allianzen zwischen den Regierungen gekommen ist, so waren diese häufig spontan, pragmatisch, auf verschiedene Ziele oder auf die interne bzw. internationale politische Entwicklung bezogen, und es gab insgesamt keine Ländergruppe, die sich einheitlich für eine größere Integration eingesetzt hätte. Von unserer Seite haben wir ständig dafür gekämpft, unsere Union stärker, demokratischer und effizienter zu gestalten. Wir haben sehr innovative Vorschläge unterbreitet (denken Sie beispielsweise an den EU-Außenminister), sei es der Europäische Konvent oder die sich daran anschließende Regierungskonferenz. Jetzt sind wir am Ende unserer Arbeit angelangt. In wenigen Tagen wird in Rom der Verfassungsvertrag unterzeichnet, der ohne Zweifel die Verwirklichung eines großen Ereignisses für Europa darstellt, indem er für mehr Demokratie, eine stärkere Vereinfachung und eine größere Transparenz sorgen wird, auch wenn es weniger zufriedenstellende Aspekte gibt (ich denke hier beispielsweise an die Fälle, die weiterhin einstimmig beschlossen werden müssen). Es handelt sich hierbei um ein Werk, zu dem wir und Sie, meine Damen und Herren, einen wesentlichen Beitrag geleistet haben. Meine Damen und Herren, ich habe von Erweiterung, institutioneller Reform, einer Politik für Wachstum und Frieden gesprochen: nichts davon wäre möglich gewesen, wenn wir dabei unserem Organ, der Europäischen Kommission, nicht Ordnung, Kraft, Ansehen und Stolz zurückgegeben hätten. Die Reform der Kommission Kein politischer Wandel ist möglich ohne eine tiefgreifende Reform der administrativen Strukturen und Apparate. In verschiedenen Bereichen wie beispielsweise bei der dezentralen Finanzkontrolle oder den Drittlandshilfeprogrammen sind bereits die ersten positiven Effekte zu verzeichnen. Aber die Reform enthielt vor allem starke politische Botschaften und strebte danach, dass die Kommission Legitimität, Unabhängigkeit und Effizienz zurückgewinnt. Ich verweise beispielsweise nur auf das System der Rotation der Generaldirektoren, nachdem jahrelang einige Generaldirektionen regelmäßig mit Beamten der gleichen Nationalität besetzt wurden, die Regeln der Nationalität für die Kommissionsmitglieder und ihre Kabinette und schließlich die Entscheidung, die Kommissionsmitglieder in der Nähe der Dienststellen anzusiedeln, für die sie zuständig sind. Mehr als alles andere hat jedoch ein Element meine Kommission gekennzeichnet, auf das ich besonders stolz bin: die Kollegialität. Ich konnte auf eine geschlossene, hoch qualifizierte Mannschaft zählen, die in großer Harmonie gearbeitet hat. Bereits heute bekleiden einige Mitglieder dieser Kommission bedeutende Positionen in den nationalen Regierungen und Parlamenten. Auch hierbei scheint es sich um konkrete und eindeutige Zeichen für die Wiederbelebung und das Wachstum des Organs zu handeln, dessen Präsident zu sein ich fünf Jahre lang die Ehre hatte. Und ich bin sicher, dass die Kommission unter der Präsidentschaft von José Manuel Barroso, dem ich den größten Erfolg wünsche, noch stärker werden kann. Europa und die Welt Meine Damen und Herren, die Einigung des Kontinents ist eine gute Gelegenheit, um die Stabilität und den Wohlstand der Union in die gesamte Region, die sie umgibt, auszuweiten. Deshalb haben wir uns nicht damit begnügt, den Eisernen Vorhang um ein paar hundert Kilometer weiter nach Osten oder nach Süden zu verschieben. Jahrelang hat man von den Grenzen Europas gesprochen, ohne dass ein handlungsfähiger Vorschlag vorgebracht worden wäre. Wir haben einen neuen Vorschlag für den Umgang mit den Anrainerstaaten vorgelegt: die neue Nachbarschaftspolitik. Mit ihr werden besondere Beziehungen zu einem Ring von Ländern angestrebt, der von Russland bis Marokko reicht. Die Europäische Verfassung bestätigt die von uns mit Nachdruck vertretene Notwendigkeit, eine neue Beziehung zwischen der Union und ihren Nachbarländern herzustellen. In einer Zeit, da alle Welt vom "Kampf der Kulturen" spricht – bei dem im übrigen nach meiner Überzeugung vor allem geballte Unkenntnis aufeinander trifft -, haben wir den Dialog der Kulturen angestoßen und die gegenseitige Begegnung, vor allem im Raum Europa-Mittelmeer, gefördert. Ich erinnere mich noch gut an die heftige Kritik, die mir die Öffnung gegenüber Lybien und seinem Staatschef Gaddafi eingetragen hat. Zwei Tage nach der Aufhebung der Sanktionen gegen Lybien scheint diese Zeit schon fast vergessen, doch liegen dazwischen nur vier Jahre diskreter, beharrlicher und intensiver Arbeit, die bedeutende Veränderungen in dem Land herbeigeführt und den Weg für seine Wiederaufnahme in die internationale Staatengemeinschaft frei gemacht haben. Wir haben uns klar für den Multilateralismus entschieden. Globale und regionale Governance, eine engere Partnerschaft mit den Vereinten Nationen und Abbau des Nord-Süd-Gefälles waren die Ziele, die unser Handeln bestimmt haben. Wir haben uns nicht darauf beschränkt, von Multilateralismus zu reden, sondern haben ihn in den Dienst unserer Ziele und unserer politischen Entscheidungen gestellt. Hierzu einige Bespiele: Wir haben das Ziel der Handelsliberalisierung an die Notwendigkeit geknüpft, die berechtigten Forderungen der Bürgergesellschaft und der Entwicklungsländer stärker zu berücksichtigen; wir haben eine zentrale Rolle beim Ausbau der Welthandelsorganisation gespielt, um eine wirksamere globale Governance zu fördern; wir haben unsere Programme für Kooperation, Entwicklung und humanitäre Hilfe vor allem auf die Bekämpfung der Armut ausgerichtet; wir haben die Beziehungen zu anderen Regionen der Welt, wie Lateinamerika und Asien, verstärkt und neue regionale Integrationsprozesse, wie die Afrikanische Union, unterstützt; wir haben ganz konkret zu engeren transatlantischen Beziehungen beigetragen. So wurde nach dem Irak-Krieg von vielen bekräftigt, dass die Kluft zwischen den beiden Kontinenten nun unüberwindbar geworden sei. Ich habe dies nie geglaubt, denn ich bin überzeugt, dass Europa in den Bereichen, in denen es wirklich existiert und nicht durch nationale Vetorechte gelähmt wird, zusammen mit Washington bedeutende Ergebnisse erzielen kann. So haben wir in wichtigen Fragen hart und effizient mit den amerikanischen Partnern zusammen gearbeitet, sei es bei der Sicherheit und der Bekämpfung des Terrorismus oder in verschiedenen Regionen der Welt, wie im Balkan. Ich sage es noch einmal: In dieser schwierigen und oft tragischen Welt hat sich Europa – und nur Europa – in der Lage gezeigt, Demokratie zu exportieren. Der Euro und die neue Wirtschafts- und Sozialagenda Im wirtschaftlichen Bereich hat der Euro während unserer Amtszeit zweifellos die Hauptrolle gespielt. Er sollte von Anfang an Eckstein des neuen Europa sein. Daher haben wir den Euro von Beginn an als großes politisches, nicht nur als ökonomisches Vorhaben verstanden, als Projekt von Politikern, nicht nur Zentralbankern. Ein Projekt, das Visionen, Autorität und Koordinierung verlangt. Während unserer gesamten Amtszeit haben wir darauf bestanden, dass die wirtschaftliche Governance gestärkt werden muss, denn die “Kosten des Nicht-Europa” sind in diesem Bereich nach wie vor zu hoch. Aus diesem Grund haben wir verschiedene Vorschläge vorgelegt, um den Stabilitäts- und Wachstumspakt an die neuen Erfordernisse und die neue ökonomische Realität Europas anzupassen, und haben so schließlich eine Debatte losgetreten, die von vielen gewünscht wurde, die zu eröffnen aber niemand den Mut hatte. Ich muss gestehen, dass ich geschmunzelt habe, als ich nach all der Kritik an meinen Positionen in einer französischen Tageszeitung lesen durfte, dass die Kommission den Pakt mit ihren jüngsten Vorschlägen „intelligenter“ mache ... Außerdem haben wir unablässig unseren Beitrag zur Lissabon-Strategie geleistet und die erforderlichen Vorschläge vorgelegt, um das Ziel, die Union bis zum Jahr 2010 zum wettbewerbsfähigsten und dynamischsten Wirtschaftsraum der Welt zu machen, zu erreichen. Denken Sie beispielsweise an den Europäischen Forschungsraum, die Förderung von Unternehmensinnovationen und Informationsgesellschaft, die neuen Programme für Bildung und lebenslanges Lernen sowie an die weltweite Öffnung unserer Hochschulen. Die Reform der Wettbewerbspolitik ist einer unserer wichtigsten Beiträge zur Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit. Im sozialen Bereich hat die „sozialpolitische Agenda“ den Rahmen für zahlreiche Maßnahmen zugunsten von Beschäftigung, Sozialschutz, Gesundheit und Sicherheit am Arbeitsplatz, Gleichberechtigung und sozialer Integration abgesteckt. Viele sozialpolitische Ziele wurden jedoch nicht erreicht. So haben wir vor allem jene Ziele verfehlt, die nicht im Wege der Gemeinschaftsmethode verwirklicht werden konnten, sondern Einstimmigkeit der Mitgliedstaaten erforderten. Die Schwierigkeiten mit dem immer wieder durch Sprachstreitigkeiten blockierten Gemeinschaftspatent sind hier wohl eines der vielsagendsten Beispiele. Wenn die Mitgliedstaaten nicht ihr eigenes Verhalten ändern, steht die Lissabon-Strategie auf dem Spiel. Eine bessere Lebensqualität für alle Unzählige Ergebnisse und Vorschläge gab es schließlich auch im Zusammenhang mit der Schaffung eines Raums der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts, der Verbesserung des Umweltschutzes, dem Energie- und Verkehrssektor sowie der Verbesserung des Gesundheits- und Verbraucherschutzes. Denken Sie an die Umsetzung der Tampere-Agenda und an die Kraftanstrengung, die nach den Anschlägen vom 11. September 2001 unternommen wurde, um der neuen Herausforderung des internationalen Terrorismus zu begegnen. Denken Sie an die Göteborger Strategie für eine nachhaltige Entwicklung, an den Gipfel von Johannesburg und an den Einsatz Europas für das Kyoto-Protokoll. In diesen Bereichen haben wir echte globale Führungsstärke gezeigt und den Mehrwert eines europäischen Vorgehens im multilateralen Kontext konkret unter Beweis gestellt. Wir haben strategische Entscheidungen von immenser Bedeutung für die Zukunft der Union – wie das europäische Satellitennavigationssystem Galileo oder die globale Strategie für einen „einheitlichen europäischen Luftraum“ – mit prompten Reaktionen in Notfällen, wie bei den Tankerunglücken der „Erika“ 1999 und der „Prestige“ 2002, zu verbinden gewusst. Zu Beginn unserer Amtszeit stand noch ein weiterer Sektor an, in dem das Vertrauen der Verbraucher nach der „Rinderwahnkrise“ von Grund auf wiederhergestellt werden musste: der Nahrungsmittelsektor. Die integrierte Strategie für Lebensmittelsicherheit „vom Erzeuger zum Verbraucher“, flankiert durch Instrumente wie die europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit, war unsere Antwort. Die Reform der gemeinsamen Agrarpolitik schließlich soll neuen – internen und weltweiten – Herausforderungen gerecht werden, indem sie auf eine nachhaltigere und stärker auf die ländliche Entwicklung ausgerichtete Strategie hinzielt. Vorbereitung auf die Zukunft: die neue Finanzielle Vorausschau 2007 - 2013 Schließlich haben wir unser politisches Konzept, unsere Vision für die Union nach der Erweiterung, zusammen mit unseren Vorschlägen für die neue Finanzielle Vorausschau vorgelegt. Ein politisches Konzept, dessen konkretes Ziel es ist, eine echte Unionsbürgerschaft in einer Union mit nunmehr kontinentalen Ausmaßen einzuführen, die gegenüber ihren Bürgern neue Pflichten zu erfüllen hat und auch auf internationalem Parkett ihrer Verantwortung gerecht werden muss. Denn auch dies gehörte zu den Zielen, die wir uns gesteckt hatten: dass sich Europa auf der weltpolitischen Bühne mit seinem Einsatz für Frieden, Sicherheit und eine ausgewogene Entwicklung in der Welt Gehör verschafft. Meine Damen und Herren, abschließend möchte ich noch auf ein anderes Thema zu sprechen kommen, das meines Erachtens auf der Habenseite der Kommission und des Europäischen Parlaments zu verbuchen ist. Es geht um den Abschluss einer Rahmenvereinbarung zwischen den beiden Organen für die gesamte Legislaturperiode. Dadurch werden für beide Seiten fruchtbare Vorgehensweisen institutionalisiert, so z.B. die Praxis, dem Europäischen Parlament vorrangig wichtige Initiativen der Kommission mitzuteilen. Diese Vereinbarungen haben das politische Zusammenspiel zwischen der Kommission und dem Europäischen Parlament, d.h. ihrer demokratischen Basis, durch die sie weitgehend legitimiert wird, verstärkt. Dies ein unbestreitbarer Fortschritt, der mir sehr am Herzen liegt. Schließlich möchte ich die große Einigkeit zwischen dem Europäischen Parlament und der Kommission bei den Rechtsetzungsverfahren hervorheben. Die Konflikte lassen sich an den Fingern einer Hand abzählen. Dies dürfen wir uns ruhig zugute halten, denn es ist eines der großen Verdienste des Mitentscheidungsverfahrens und Ausdruck des respektvollen Umgangs aller drei Organe miteinander. Ich stelle mit Genugtuung fest, dass sich zwischen der Kommission und dem Parlament konstruktive Beziehungen entwickelt haben. Ich hoffe – oder besser: ich bin davon überzeugt – dass sich diese Entwicklung auch künftig fortsetzen wird. In diesem Fall hieße dies, dass die scheidende Kommission nicht nur das Verhältnis zum Parlament intensiviert, sondern auch die Voraussetzungen für eine weitere Stärkung der Demokratie in Europa geschaffen hat. 

Ich bin fest davon überzeugt, dass wir noch mehr Europa und eine noch stärkere “Union” brauchen. Wir müssen uns voll und ganz dem politischen Projekt Europa verschreiben und es mit Leidenschaft, Überzeugungskraft und Mut weiter voranbringen. 
Dies haben wir in den vergangenen fünf Jahren getan. 
Ich danke Ihnen. 

